
„Ansiedlung eines Radiologischen Instituts – 

Geesthachter SPD-Fraktion forciert Zwei-Klassen-Medizin!“

Der Planungsausschuss hat am 09.03.2021 mit den Stimmen der SPD/CDU/FDP entschieden,

dass sich ein Radiologisches Institut im Gewerbegebiet Nord II ansiedeln darf.

Die Fraktionen von GRÜNEN, BfG und LINKE erklären hierzu:

Das Radiologische Institut wird keine Genehmigung von der Kassenärztlichen Vereinigung

(KV)  erhalten.  Die  KV sagt,  dass  die  radiologische  Versorgung  in  Geesthacht  in  einem

vernünftigen  Maße gesichert  sei.  Darüber  lässt  sich  natürlich  streiten.  Aus  Sicht  der  drei

Fraktionen ist die Entscheidung des Planungsausschusses aber der falsche Weg, um mögliche

Versorgungslücken  zu  schließen.  Denn  das  Radiologische  Institut  wird  sich  exklusiv  an

Privatpatient*innen richten. Es ist zwar darüber hinaus angekündigt worden, dass mit wenigen

größeren Krankenkassen so genannte Selektiv-Verträge abgeschlossen werden könnten. Das

verbleibt aber im eigenen Ermessen der Betreiber. Das bedeutet im Umkehrschluss, dass nicht

alle  gesetzlich  versicherten  Patient*innen  die  Leistungen  des  Radiologischen  Instituts  in

Anspruch nehmen werden können. Damit wird auf lokaler Ebene eine Zwei-Klassen-Medizin

gefördert. 

GRÜNEN-Fraktionsvorsitzender  Ali  Demirhan:  „Verwundert  sind  wir  vor  allem über  die

Haltung der Geesthachter SPD, die aus unserer Sicht den sozialen Aspekt außer Acht lässt.

Angesichts der bundesweiten Forderung der SPD nach einer Bürgerversicherung ist es schwer

verständlich, dass in Geesthacht einer radiologischen Praxis, die ihren Schwerpunkt auf die

Behandlung Privatversicherter legen dürfte, der Segen erteilt wird.“

Die Fraktionen von GRÜNEN, BfG und LINKE sind ferner irritiert darüber, dass die SPD

kurzfristig mit der CDU und FDP dafür gesorgt hat, den Sachverständigen der Krankenkassen

auf  der  Sitzung  des  Planungsausschusses  nicht  anzuhören.  Er  hätte  dort  sicherlich  die

unangenehme Wahrheit ausgesprochen, dass die geplante Radiologie im Gewerbegebiet Nord

keine Zulassung von der KV erhalten würde. 
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In einer vorherigen Sitzung des Ausschusses am 16.12.2020 wurde schon von ausgewiesenen

Expert*innen  (Johanniter  Krankenhaus,  Dr.  Kramer,  Wirtschaftsbeirat)  der  Sinn  der

Ansiedlung  bezweifelt  und  die  Sorge  ausgesprochen,  dass  es  zu  einem  Kampf  um

qualifiziertes Personal kommen kann, was dann zu Lasten der bisherigen Versorgung gehen

könnte.

Mit dieser Entscheidung, eine einseitig ausgerichtete radiologische Praxis im Gewerbegebiet

zuzulassen,  haben  die  Fraktionen  SPD/CDU/FDP  einen  Bärendienst  für  die  weitere

Entwicklung der Stadt Geesthacht geleistet. Aus Sicht der Fraktionen Die GRÜNEN, BfG und

DIE LINKE gehören  ärztliche  Einrichtungen  zuerst  in  die  Innenstadt  und  sollten  für  die

gesamte Bevölkerung zuständig sein, und nicht nur für Privatpatient*innen.

DIE LINKE-Fraktionsvorsitzender Christoph Hinrichs und BfG-Fraktionsvorsitzender Volker

Harburg kommentieren abschließend: „Mit solchen Entscheidungen für einen Investor, der

sich vor  allem auf  Privatpatienten spezialisieren will,  forciert  die  SPD die Zwei-Klassen-

Medizin  und  verrät  damit  ihre  Ideale  und  ihr  eigenes  Klientel.  Wer  im  Namen  die

Sozialdemokratie trägt, sollte diesem gerecht werden. Leider können wir bei der SPD nicht

mehr viel Soziales erkennen.“

Für die Fraktionen von 

DIE GRÜNEN                         BfG                                 DIE LINKE

Ali Demirhan                    Volker Harbung                 Christoph Hinrichs

Geesthacht, 23.03.2021
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